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Rechtslage
Im Arbeitsalltag kann es schnell passieren, dass der Arbeitnehmer Gegenstände seines Arbeitgebers in Verrichtung seiner Arbeit beschädigt. Nicht immer ist es interessengerecht, den Arbeitnehmer für sein Verhalten zur Rechenschaft zu ziehen und ihn Schadensersatzforderungen auszusetzen, die möglicherweise seine Existenz gefährden können. Deswegen gelten im Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Sonderregeln. Nicht hierher gehören die Fälle, in denen der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber wie jeder andere gegenübertritt, er also nicht in Verrichtung seiner Arbeit handelt (ausservertragliche Haftung). In einem solchen Fall ist seine Haftung nicht anders zu beurteilen als in anderen Lebensbereichen. Die arbeitsrechtliche Beziehung zwischen Schädiger und Geschädigtem spielt hier also keine Rolle.

Die Pflichten des Arbeitnehmers sind geregelt in den Artikeln 321-321e OR. Zu diesen Pflichten gehören die persönliche Arbeitspflicht, die Sorgfalts- und Treupflicht, die Rechenschafts- und Herausgabepflicht, die Überstundenarbeit, die Befolgung der Anordnungen und Weisungen und die Haftung des Arbeitnehmers. Da jedoch die meisten dieser gesetzlichen Pflichten durch den Arbeitsvertrag abgeändert werden können, sind bei einem Arbeitsverhältnis die konkreten Pflichten jeweils dem Arbeitsvertrag zu entnehmen.

Als Beispiele für Arbeitspflichten können erwähnt werden:

· Obhuts- und Sorgfaltspflichten bezüglich der Geräte, Werkzeuge und sonstigen Materialien des Arbeitgebers

· Verbot der Annahme von Schmiergeldern und ähnlichen Vorteilen

· Störung des Betriebsfriedens, z.B. durch Verletzung der Persönlichkeit anderer Mitarbeitern

· Ausserdienstliche Pflichten, z. B. von höheren leitenden Angestellten

Grundsätzlich gilt, dass jeder Arbeitnehmer die ihm übertragenen Aufgaben sorgfältig zu erledigen und die dabei benötigten Sachen des Arbeitgebers ordnungsgemäss zu behandeln hat.

Je nach Art des Arbeitsverhältnisses können dem Arbeitnehmer auch verschiedene andere Pflichten obliegen, z. B. die Einhaltung der Strassenverkehrsvorschriften (für Chauffeure) oder besondere Auskunfts-, Überwachungs- und Rechnungslegungspflichten (für Arbeitnehmer in besonderen Vertrauensstellungen).

Kommt der Arbeitnehmer den ihm obliegenden Pflichten nicht nach, so liegt eine Pflichtverletzung vor. Der Arbeitgeber hat zu beweisen, dass diese Pflichtverletzung (Vertragsverletzung) einen Schaden zur Folge hatte und dass ein adäquater (d.h. ein rechtlich massgebender) Kausalzusammenhang zwischen der Pflichtverletzung und dem Schadenseintritt bestanden hat. Gelingt dem Arbeitgeber dieser Beweis und kann der Arbeitnehmer nicht nachweisen, dass ihn kein Verschulden trifft, so haftet er. Der Umfang der Haftung bestimmt sich nach der Art und dem Grad des Verschuldens (Art. 321e OR).

Der Massstab der Sorgfalt ist unter Berücksichtigung der für das konkrete Arbeitsverhältnis erforderlichen Fachkenntnisse, des Bildungsgrades des Arbeitnehmers und auch des Berufsrisikos zu ermitteln. Insbesondere bei leichter Fahrlässigkeit (d.h. der Arbeitnehmer hat geringfügig die Sorgfalt nicht beachtet) in Fällen, wo mit geringem Versehen gerechnet werden muss, d. h., bei denen der Schaden ein typisches Unternehmensrisiko darstellt, muss der Arbeitgeber den Schaden ganz oder zum grossen Teil selbst tragen (z. B. Geschirrbruch im Hotelgewerbe, Bedienung komplizierter Maschinen, usw.).

Vorgehen 
Die Geltendmachung von Schadenersatz durch den Arbeitgeber ist dem jeweiligen Arbeitnehmer schriftlich zuzustellen, verbunden mit der Ansetzung einer angemessenen Frist (z. B. 10 Tage). 
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Vorfall vom ______ / Geltendmachung von Schadenersatz 

Sehr geehrter Herr Mustermann
Sie sind seit ______ als ______ gemäss Arbeitsvertrag vom ______ in unserem Unternehmen in ______ beschäftigt.

Unser Unternehmen stellte Ihnen einen Geschäftswagen zur Verfügung. Am ______ fuhren Sie mit diesem Wagen zu einem unserer Kunden. Auf der Fahrt von ______ nach ______ verursachten Sie in ______ auf der ______ einen Verkehrsunfall. Der Verkehrsunfall wurde vom nächstgelegenen Polizeiposten aufgenommen. Gemäss dem polizeilichen Protokoll sind Sie der Verursacher des Verkehrsunfalls. 

Bewertet man die Entstehung des Verkehrsunfalls, so haben Sie den Schaden mit mittlerer Fahrlässigkeit verursacht. Bei mittlerer Fahrlässigkeit findet grundsätzlich eine Schadensteilung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer statt, wobei die Umstände des Einzelfalls über die Höhe des von jeder Partei zu tragenden Schadens entscheiden. 

Der Schaden an unserem Wagen beträgt CHF ____. Wir haben aufgrund der Vorhersehbarkeit des Schadenseintritts sowie der Art und Schwierigkeit Ihrer Tätigkeit eine Schadensteilung im Verhältnis von 50% zu 50% vorgenommen. Mit der vorliegenden Aufforderung wird 50% des entstandenen Schadens geltend gemacht. Das Fahrzeug ist auch nicht geleast, sondern steht in unserem Eigentum.

Aus diesen Gründen bitten wir Sie, uns die Hälfte des entstandenen Schadens in der Höhe von CHF ____ innert 10 Tagen auf unser Bankkonto _________________ zu überweisen.

Freundliche Grüsse

Markus Muster


